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Sarah Necker

Abkehr von Überregulierung und  
Bürokratie dringend geboten

Selten besteht so viel Einigkeit wie beim Thema Re-
gulierung und Bürokratie. Ökonomen*innen, Unter-
nehmensvertreter*innen und Bürger*innen stimmen 
überein, dass der Umfang und die Komplexität der 
Bürokratie zu den größten Problemen Deutschlands 
gehören (Potrafke et al. 2024; Licht et al. 2024; INSM 
2024). Die Einschätzungen erklären sich damit, dass 
die Anzahl von Gesetzen, Paragrafen, Absätzen und 
Normseiten kontinuierlich gestiegen ist (vgl. Abb. 1). 
Umfangreiche Vorgaben, beispielsweise zu Daten-
schutz oder -sicherheit, komplexe Antragsverfahren 

bei der Inanspruchnahme staatlicher Leistungen oder 
Nachweis- und Dokumentationspflichten stellen eine 
Belastung für alle am Wirtschaftsprozess beteiligten 
Akteure dar. Das Problem besteht allerdings nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in anderen demokrati-
schen Staaten (Adam et al. 2019).

ÜBERREGULIERUNG UND BÜROKRATIE ALS  
DRINGENDSTES PROBLEM DEUTSCHLANDS

Mit dem Anstieg von Regulierung und Bürokratie sind 
erhebliche wirtschaftliche Kosten verbunden. Der 
Erfüllungsaufwand, der Unternehmen, Bürger*innen 
oder Verwaltungen bei der Umsetzung von bundes-
rechtlichen Normen entsteht, ist in den vergangenen 
Jahren deutlich angestiegen. Im Jahr 2024 beläuft 
sich der Aufwand auf 27,1 Mrd. Euro (NKR 2024). Falck 
et al. (2024) schätzen basierend auf internationalen 
Reformen, dass Deutschland aufgrund des hohen  
Bürokratieaufwands jährlich Wirtschaftskraft von  
146 Mrd. Euro verliert.

BÜROKRATIEABBAU SCHEITERT NICHT AN  
POLITISCHER ERKENNTNIS

In der Politik ist die Dringlichkeit des Problems an-
gekommen. So enthalten die Wahlprogramme aller 
politischen Richtungen für die Bundestagswahl 2025 
Forderungen zum Bürokratieabbau. Ein konkretes Ins-
trument dafür, das sich in den Wahlprogrammen aller 
staatstragenden Parteien (SDP, CDU/CSU, Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und FDP) wiederfindet, ist die Ein-
führung sogenannter Praxischecks. Die Idee dahinter 
ist, mit Betroffenen und Expert*innen zu prüfen, wie 
Gesetze weniger bürokratisch ausgestaltet werden 
können. In den Programmen wird zudem eine Weiter-
entwicklung der bestehenden »Bürokratiebremse« in 
Aussicht gestellt. Durch die Ausweitung z. B. auf die 
europäische Ebene, die Abschaffung von mehr Belas-
tungen für neue entstehende Belastungen (»One in, 
two out« statt »One in, one out«) oder die Verankerung 
im Grundgesetz soll die Durchschlagkraft gestärkt 
werden. Auch für schnellere Genehmigungsverfahren 
sprechen sich alle Parteien aus. Demnach sollen An-
träge automatisch genehmigt werden, wenn Behör-
den innerhalb einer Frist nicht reagieren. Zudem steht 
die Abschaffung ganzer Gesetze im Raum. So treten 
CDU/CSU und FDP für die Abschaffung des Lieferket-
tengesetzes und der EU-Taxonomie für nachhaltige 
Finanzen ein.
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ᵃ Der Bürokratie-Index misst den Umfang der geltenden Bundesgesetzgebung in DIN-A4 Normseiten und basiert 
auf Gesetzestexten von www.buzer.de.  
Quelle: Wagner (2024).
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Abb. 1

In Deutschland besteht Einigkeit, dass die stetig zunehmende 
Überregulierung und Bürokratie zu den zentralen Herausfor-
derungen des Landes zählen. Obgleich diese Erkenntnis seit 
Jahrzehnten besteht, hat es bisher keine Regierung geschafft, 
den Trend von zunehmender Regulierung umzudrehen. Auch 
wenn alle Parteien in ihren Programmen für die Bundestags-
wahl 2025 planen, Bürokratie abzubauen, ist unklar, was man 
sich von diesen Versprechen erhoffen kann. Es ist notwendig, 
das Problem an der Wurzel anzupacken. Ohne ein Umdenken 
dahin, dass der Staat nicht alle Probleme lösen kann und sollte, 
wird Bürokratieabbau nicht funktionieren. Auch ein größeres 
Vertrauen in marktwirtschaftliche Instrumente wäre notwen-
dig, da diese in der Regel mit weniger Bürokratie verbunden 
sind. Vollständigere und transparentere Informationen über 
Nutzen und Kosten von Regulierung und bessere (ökonomische) 
Bildung könnten helfen, dieses Umdenken zu begünstigen.
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Allerdings ist der politische Wille, Bürokratie ab-
zuschaffen, nicht neu. Seit den 1970er-Jahren ist das 
Thema zunehmend in den Fokus gerückt, um auf die 
Gängelung der Wirtschaft durch Regulierung aufmerk-
sam zu machen. Die Institutionalisierung des Bürokra-
tieabbaus in Deutschland begann mit der Schaffung 
des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) im Jahr 
2006. Der NKR wurde ins Leben gerufen, um Geset-
zesvorhaben auf ihre Bürokratiekosten zu überprüfen. 
In den ersten Jahren lag der Fokus auf den Belastun-
gen von Unternehmen durch Dokumentations- und 
Informationspflichten. Nach fünf Jahren wurde das 
Mandat erweitert, um den Erfüllungsaufwand nicht 
nur für Unternehmen, sondern auch für Verwaltung 
und Bürger*innen zu berechnen (Cancik 2024). Dar-
auf basierend wurden Bürokratieentlastungsgesetze 
formuliert, von denen es mittlerweile vier gibt. Auch 
im Koalitionsvertrag der Ampelregierung war Büro-
kratieabbau ein großes Thema. Obgleich Bürokratie 
in zahlreichen Bereichen – Arbeitsmarkt, Wirtschaft, 
Forschung, Klimaschutz, soziale Absicherung, Bildung, 
Pflege, Wohnen, Steuern, Europa und Kommunalfi-
nanzen – reduziert werden sollte, ist die Bilanz mau.

WARUM FUNKTIONIERT DER BÜROKRATIEABBAU 
NICHT?

Es stellt sich also die Frage, warum die Bürokratie 
nicht schon längst abgebaut ist – oder zumindest die 
kontinuierliche Zunahme gestoppt wurde. Eine mögli-
che Erklärung ist, dass Bürokratie und Regulierung auf 
neue staatliche Aufgaben und die zunehmende Kom-
plexität gesellschaftlicher Probleme zurückzuführen 
sind. In den vergangenen Jahrzehnten sind zahlreiche 
gesellschaftliche Herausforderungen wie der Klima-
wandel, die Digitalisierung, die Globalisierung und 
soziale Ungleichheiten verstärkt in den Fokus gerückt. 
Wähler*innen fordern die Lösung dieser Probleme und 
die Politik möchte darauf reagieren. Regulierung ist 
auch notwendig, um zunehmend komplexe soziale 
und wirtschaftliche Aktivitäten zu ermöglichen. 

Es gibt also gute Gründe für Regulierung. Da aber 
der Frust über die wachsende Bürokratie allgegenwär-
tig ist, ist davon auszugehen, dass der kontinuierliche 
Anstieg von Regulierung und Bürokratie nicht allein 
durch sachliche Notwendigkeiten erklärt werden kann. 
Eine nähere Betrachtung des politischen Entschei-
dungsprozesses liefert Einsichten, wie es zu Bürokratie 
und Überregulierung kommt. Zur Entstehung tragen 
alle im Prozess beteiligten Akteure bei: Politiker*in-
nen, Wähler*innen, Verwaltungsmitarbeitende und 
Interessengruppen.

Politiker*innen haben im Wettbewerb um Wäh-
lerstimmen einen Anreiz, neue Politikinstrumente 
einzuführen, um ihre Reaktionsfähigkeit auf gesell-
schaftliche Probleme und Forderungen zu demons-
trieren – unabhängig davon, ob dies sinnvoll ist. Wäh-
ler*innen fordern politische Aktivität, ohne zu berück-
sichtigen, welchen tatsächlichen Nutzen Maßnahmen 

haben und welche Kosten für Unternehmen, Gesell-
schaft oder die Verwaltung damit verbunden sind. 
So werden auch Maßnahmen umgesetzt, die nur den 
Anschein erwecken, ein Problem zu lösen. Entgegen 
dem Weberschen Ideal einer rationalen und effizi-
enten Bürokratie trägt auch die Verwaltung zur Ent-
stehung von Komplexität bei. Da Politiker*innen die 
tatsächlichen Kosten und den Nutzen von Gesetzes-
entwürfen oft nur schwer beurteilen können, können 
Verwaltungsmitarbeitende Vorschläge machen, die 
auch der eigenen Position dienen. Auch Unternehmen 
verursachen Bürokratie und Regulierung: sie nehmen 
im Rahmen von Rent-Seeking-Aktivitäten auf den po-
litischen Prozess Einfluss, um wirtschaftliche Vorteile 
zu erzielen. Für sie ist es vorteilhaft, wenn Regulie-
rung den Wettbewerb einschränkt, etwa durch das 
Erschweren des Marktzugangs für neue Mitbewerber. 
Es gibt also starke Kräfte aller am politischen Prozess 
beteiligten Akteure, die daraus entstehen, dass die 
gesellschaftlichen Kosten des Handelns nur unzurei-
chend berücksichtigt werden.

BRAUCHT DEUTSCHLAND EINEN BÜROKRATIE
BEAUFTRAGTEN À LA ELON MUSK?

Da der Bürokratieabbau schleppend vorangeht, gibt 
es eine intensive Suche nach Lösungen. So hat die 
Nominierung von Elon Musk durch Donald Trump 
als Beauftragten für Bürokratieabbau viel Aufmerk-
samkeit erregt und die Frage aufgeworfen, ob dies 
in Deutschland nachgeahmt werden sollte. Auch im 
Draghi-Bericht wird ein*e Kommissionsvizepräsi-
dent*in für Vereinfachung gefordert. Allerdings steht 
zu befürchten, dass die Einrichtung solcher Instituti-
onen den gleichen Problemen des politischen Prozes-
ses unterliegt, die soeben beschrieben wurden. Auch 
Bürokratiebeauftragte verfolgen Eigeninteressen, wie 
am Beispiel von Elon Musk exemplarisch gezeigt wird. 
Zudem ist ein Kahlschlag der Bürokratie schwierig. Ge-
setze bauen aufeinander auf, was die Eliminierung ein-
zelner Elemente schwierig macht (Kawai et al. 2019). 
Es kann sein, dass eine Abschaffung der Regulierung 
gar nicht mehr im Sinne der Regulierten ist. So zeigt 
Peltzman (2021) im amerikanischen Kontext, wie sich 
Unternehmen auf Vorgaben eingestellt und gelernt 
haben, die Vorschriften für sich zu 
nutzen. 

PROBLEM AN DER WURZEL 
PACKEN

Anstat t radikaler Lösungen 
braucht es eher Veränderungen, 
die die Ursachen des Problems an 
der Wurzel packen. Da Überregu-
lierung und Bürokratie zumindest 
teilweise aus der gesellschaftli-
chen Nachfrage nach politischen 
Lösungen resultieren, bedarf es 
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eines Umdenkens. Der Staat kann und sollte nicht 
jedes Problem lösen. Die von einigen Parteien vor-
geschlagenen Abschaffungen von Gesetzen gehen in 
diese Richtung. Ein Beispiel ist das Lieferkettenge-
setz, das Unternehmen verpflichtet, die Einhaltung 
von Menschenrechten und Umweltschutz entlang ihrer 
gesamten Lieferkette sicherzustellen. Obgleich es sich 
um wichtige gesellschaftliche Ziele handelt, gestaltet 
sich die Umsetzung als herausfordernd. Unternehmen 
bemängeln die erhebliche Bürokratiebelastung durch 
das Gesetz (Licht et al. 2024). 

Eine fundierte Debatte über die Vor- und Nach-
teile von Vorhaben kann dazu beitragen, ein realis-
tisches Verständnis für die Grenzen staatlicher Ein-
griffe zu schaffen und angemessene Erwartungen an 
die Wirksamkeit von Regulierungen zu entwickeln. In 
diesem Sinne sind die Praxischecks zu verstehen, die 
sich in vielen Programmen finden. Auch die geplanten 
Ausweitungen der Bürokratiebremse sind zu begrü-
ßen. Obwohl in Deutschland und Europa seit vielen 
Jahren die Kosten im Zusammenhang mit Regulierun-
gen berechnet werden, gibt es wesentliche Lücken 
bei der Erfassung gesamtwirtschaftlicher Belastun-
gen. Diese Ausnahmen schränken die Aussagekraft 
der bisherigen Messungen erheblich ein (Kuhlmann 
und Gerls 2024). Hier kommt es – ähnlich wie bei der 
Schuldenbremse – darauf an, dass möglichst wenige 
Schlupflöcher bestehen bleiben, die die Wirksamkeit 
solcher Maßnahmen einschränken.

Sofern der Staat tätig wird, um Probleme zu lö-
sen, ist die Wahl der politischen Instrumente von Be-
deutung. Marktwirtschaftliche Ansätze, wie die Set-
zung von Preisanreizen, bieten hierbei entscheidende 
Vorteile. Sie sind häufig mit weniger Bürokratie ver-
bunden, da sie auf allgemeinen Regeln basieren und 
weniger staatliche Kontrolle und Überwachung erfor-
dern. Ein Beispiel hierfür ist die CO₂-Bepreisung: Sie 
benötigt deutlich weniger administrative Ressourcen 
als die detaillierte Regulierung oder Subventionierung 
von Verhalten und die Überwachung der Umsetzung. 
Ein weiterer Vorteil liegt in der geringeren Anfälligkeit 
für Lobbying. Je komplexer die Anforderungen an die 
Gestaltung einer Politik sind, desto größer ist die Ge-
fahr, dass Akteure mit Insiderwissen versuchen, sie zu 
ihrem Vorteil zu beeinflussen. Hier geht es also nicht 
nur darum, was die Parteien zum Bürokratieabbau 
vorschlagen, sondern auch mit welchen geplanten 
Maßnahmen für diverse Felder sie ins Rennen gehen.

Ein Problem besteht darin, dass marktwirtschaft-
liche Instrumente oft auf geringe Akzeptanz stoßen. 
So findet die CO2-Bepreisung, trotz breiter Unterstüt-
zung durch Ökonom*innen, in der Bevölkerung wenig 
Zustimmung (Blesse et al. 2024). Studien zeigen, dass 
ein besseres Verständnis von Zielkonflikten die Akzep-
tanz solcher Preismechanismen bei der Bewältigung 
gesellschaftlicher Herausforderungen erhöhen kann 

(Elias et al. 2022). Dies unterstreicht die Bedeutung 
einer guten (ökonomischen) Bildung sowie einer stär-
keren Diskussion von Zielkonflikten in der politischen 
Debatte.

FAZIT

Eine zentrale Herausforderung für die neue Bundes-
regierung wird es sein, effektive Maßnahmen gegen 
die zunehmende Regulierung und Bürokratie zu ent-
wickeln. Diese Aufgabe ist komplex, da im politischen 
Prozess auf allen Seiten starke Kräfte wirken, die zur 
Entstehung von Bürokratie beitragen. Es erfordert 
Mut, auf unnötige Regelungen zu verzichten und, wo 
Regelungen erforderlich sind, verstärkt auf marktwirt-
schaftliche Instrumente und Mechanismen zu setzen. 
Eine verbesserte Informationsbasis über die Kosten 
und den Nutzen von Regulierungsvorhaben sowie eine 
verstärkte Aufklärung über die mit politischen Maß-
nahmen verbundenen Zielkonflikte könnten diesen 
Prozess unterstützen. 
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